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SATZI]NGEN
der Wasserg'enossenschaft * )

HOFKIRCHEN AN DER TRATTNACH

Nalre, Sitz i zweekr.u ill"rn der Gänossenscbaft

Die Genossenschaft lutrrt den Namen HoFKIRCHEN AN DER TRATTNACH und ist auf-
grund freier Vereinbarung der daran Beteiligten gemäß S ?4 Abs.t lit.. a des
wasserrechtsgeseEzes 1959, BGBI -, zas/1959 tt.lRG- 1959) gebirder, und liar
ihren Sirz

bei der jeweitigen Obfrau bnv. bein jeweiligen Obmann (bzw. Geschäfts-
führer)

GEmeinde HOFKTRCHEN AI{ DER TRATTNÄCH

Bez.iTK GRIESKIRCHEN

Der Zweck der Genossenschaft. bestebt in der
Versorgung mit :

Trink-, Nutz- und Löschwasser einschließ1ich dei notwend.igen
Speicherungs-, Anreicherungs- u. Schutzmaßnahmen,

sowie .in der Errichtung, dem Betrieb und der Erhaltung .der
genossgnschaftlichen Anlagen-(S z: wee- 1959)

Das g'enossenschaftliche unternehmen erstreckt sj-ch auf das Gebiet

HOFKIR.CHEN,AN DER TRATTNACH

und kann nach Bedarf und nactr Erteilung d.er erforderfichen behörd.Iichen Ge-
nehmigungen auch ausgedehnt werden.

s2
Äufgaben

Zur Er-reichung ihres Zweckes obrlegL d,er wassergenossenschaft

r) di-e Bereitstellung 'und Sicherung des gegenwärtigen und zukünftigen
Triilk-. und Nutzwasserbed.arfes im Genossenschaftsbereich,

+) Fr:: die Hc. eo:kirchen an de! TratLndch adabrterte
Huetereatruger .HISsEtwRsoRffi. - frli sci@ertbeEecbluDg -

. des oö ilAggER cepeseuschaftsverbaudes.

Bürgersr:aße:c; 1oz1 Lihz - s{l - Dok. sat?t - 111994
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2I die wasserversorgung im Genossenschaftsbereich durch Errichtung der. hiefür erforderliche; Anlagen,

3) den zustand und Betrieb der wasserversorgungsanlage im Genossenschafts-
' bereich in entsprechenden Zeitabständen zu überprüfen,

4l a1le dem Genossenschaftszweck dienenden Anlagen zu betreuen und.ord-
nungsgemäß zu erhalten.

s3
RechEspersönlichkeit der, Genossenschaft l

Mit Bescheid der t.tasserrechtsbehörde der Bezirkshauptmannschaft
Grieskirchen vom zv.4-1963, zr- wa(rr)-4?-1953,,wurde die Birdu"nt:ä"r-ü"=-
sergenossenschaft aufgrund einer freien Vereinbarung der eeteiiiglen .r-rar-kannL. Mit Rechtskraft oes Anerkennungsbescheides erlangte d.iä cencssen-schaft Rechtspersönlichkeit als Körperschafr des'öffentlichen Rechtes iS-i+Abs.'2 WRG. :-9591 -

s4

1) Mitglieder der Genossenschaft sind die jeweiligen Eigentümer der in dasgenossenschaftliche Unternehmen einbezogenen Grund.stücke oder Anlag=::-

2)

3)

Wer in die. Genossenschaft einbezogene tiegenschaft.en
erwirbt, wird Mitglied der Genossenschaft und ist zu den
hältnis entspringenden Leistungen verpflichtet. (S 21) -

Der Obmann (bzw. der GeSchäftsführer) hat eiir Verzeichnis
anzulegen und ständig in Evidenz zu halten.

' oder Aalagen
aus didseir( ver:-

der Mitglieder

s5
Nachträgliche Aufnahme von Mirgliedera (s 81 (1)-(3)'wRG 1959)

1) Im Einvernehmen zwischen der Genossenschaft und den betreffenden Eigen-
tümern (BerechLigEeo) können Liegenschaffen oder.Anlagen auch r";;;;;-
lich einbezogen werd.en. . 

.

2) Die Genossepschaft 1sl werpfliehtet, soweit der Zweck der Genossenschaft
' nicht geändert wird, . benachbarte oder im Bereich d.es

genossenschaf t lichen Unternehmens bef indl iche Liegenschaf ten und Aniagen
auf Aqtrag ihrer Eigentümer oder Berechtigten "ä"rtr.jgli;; ;i;r"bezie-
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hen, wenn diesen hied.urch wesentliche
g'liedera keine wesentlichen Nachteile

Varteile und den bisherigen Mit-
erwachsen können.

3) Die Genossenschaft, ist berechtigt, von den neu
gliedern einen angemessenen Beitrag zu den bisherigän
die vorherige Entrichtung d.er ihr durch'den Anschluß
besonderen Kosten zu verlangen (siehe auch S 20).

hinzukommenden Mit-
Aufwendungen sowi:e
'eEwa verursachten

2)

3)

4)

's5Äusscheiden von Mitgliedern (S 82(1) -(5) Y'IRG 1959)

1) Einzelne Liegenschaften oder Anlagen können im Einwernehmen zwischen
ihren Eigentümern (Berechtigten) und der Genossenschaft' wieder ausge-
schieden werden-

Die Genossenschaft ist verpflichtet," einzelne Liegenschaften oder An-
Iagen auf Verlangen ihres. Eigentümers (Berechtigten) auszuscheiden, wenn
i-hm nach Ablauf einer zur Erreichungi des erhofften Erfolges genügenden
Zeit aus der Teilnahme am genossenschaftslichen Unternehmen kej-n wesenc-
licher'Vorteil e:iwachsen ist und der Genossenschaft durch das Ausschei-
den kein überwiegrender Nachteil encst.eht-

.

Das betreffende Mitglied. muß auf Verlangen der Genossenschaft, die etwa
durch sein Ausscheiden entbehrlich werdenden und der Genossenschaft nun-
mehr nachteiligen besonderen Einrichtungen beseicigen oder . sonst durch
geeignete Maßnahmen den früheren zustand nach Möglichkeit wiederherstel-
1en -

j- -.

Auf Antrag der Genossenschaft kann d.ie Wasserechtsbehörde, soi4reit öf-
fenCliche Interessen nicht entgegenstehen,, einzelne Liegenschaften öder
Anlagen. aus deien weiterer Teilnahme der Genossenschaft wesentLiche
Nachteil-e erwachsen, ausscheiden- Das ausscheidende Mitglied kann von
der Genossenschafb. die Rückerst.att.ung der geleisteEen BeiEräge und die
Beseicigung der durch sein Ausscheiden entbehrlich gewordenen, auf
seinem Grund errichteten Anlagen fordern, soweit sie der gewöhnlichen
Nutzuag seiner Liegenschaft oder Arrlage nachteilig sind.

5) Beabsichtigte Ausscheidrrngen von Liegenschaften oder Anlagen sind der
' Wasserirechtsbehörde anzuzeigen, damit diese gegebenenfall.s die ErfüJ-J-ung
Itasserrechtlicher Verpflichtungen, dj.e Interessen der Genogsenschafts-
gläubiger und im Falle der Förde,rungi aus öffentlichen Mit.teln die öf-
fentlichen Irtteressen wahrnehmen icann.
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Rectrbe der I'litg1.ieder' . .

Die Mitglieder der Genossenschaft sind berechtigt:

f) an den genosbenschaftlicfien '.ttnlagen und deren trlutzen werhältnj.smäßig
' teilzunehmen,

2l' as der Genossenschaftsverwaltsung saczungsgernäß teilzunehmen.

3) an den der Genossenschaft aus öfientlicher l4itteln gewährten- Beihilfen
verhäl tnrsnrä3rg teilzunehmen:-

's B

- Pflichten der üitglieder

.:et : .Die Mitglieqer der; Genossensqhaft sinc ver-pflich

i) dje Errej.c::u-c c=s Genossenscheitszä33.<=-":-.aci K:ä:ten z': i3:-c=rn,

2) oen Bescrl-tssen'der-Genossenscnaicsvelsääi.lr:::g uno i.e:: 5c:-C-unge:: der
übrigen Gsi:csserschafrso!-gane in Ger.osse:':sc::=i:s:ngeleq=-ieire::. 'zei.:ge-

. r-echt unc gerissenheft nachzukciE!^r3i,

3i d.ie \tc:g€slh=i ebenen Genoss'enschai:sceiträg= rechtzeit:: z:-: f =:-sien.

4) den Orga:en c.er i\'G. Leicungsgebr-echen, i.i-asse=auscritte , i'l=sserzählerde-
f,ekte etc. im Genossenschaftsbereich (S 1i,.sosie'Schäian unc Mißstände
an Oen Ge.rossenschat-ts-anlagen unverzügircr:. zu msiden, wicrlge-:rialls Haf:
tunqsansprüche geltend gemacht t*erderi kön:len,

5) die !fah1 in den Ausschuß oder zurn Rechnungsprüfer anzunehmep, sofer-ne
niCht eiri iiicntiger Grund dagegen spricht (S 12 Abs:.5, S 17 Abs. a),

'

. 6) der WG. auf verlangen über alle Tatsachen unci RechEsverhältnisse jene
Auskunft zu geben; die.für die Erfü1lung dqr Genosserischaftsaufgaben und
fü.r die Eeurteilung der Beähte und Pflictlten aus der Mitglledschaft not-
wendig :sind,

7J die WG. von Maßnahmen, die rioraussichtlich den Genossenschaftszweck be-
r-ühren:, r:echtzei.tig, .späteötens jedoch mic dem Einschreiten'_um behörd-
'Iictre Bewil]igung' dieser Maßnahmen, unter gleichzeitiger Ubermlttlung
der P::ojektsunterlagen zu verständigen.'

,l
I.t
I

I

I

1

i
i
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ordnungsgemäß zu erhalE.en-

t)

ss
Orgäae der Geaossenschaft

Die Organe der Genossensehaft sind die Genossenschaftsversammlung, der
Ausschuß. der Obmann und der Obmann-Stellvertre[er.
Besteht die Genossenschaft aus weniger als 20 Mitgliedern, so kann an
Stelle des Ausschusses ein Geschäftsführer, der die Aufgaben des Aus-
schus'ses und des Obmannes in sich, verei-nigt, mit einem StelLvertreter
gewählt werden (S 79 (3) WRG).

Die gewäl.lten Organe üben die in ihren l,Iirkungskreis fallenden Aufgaben
für die Dauer der Funktionsperiode, für die sie gewähIt wurden, aus. Sie
haben jedoch die laufenden Geschäfte bis zur Neuwahl weiterzuführen.

s10
Stlsnrecht, Einberufüng und Beecblußfähigkeit der

Genossenschaf tswersanrtnlrrng. .

Das Stimmrecht. wird von den jeweiligen Eigentümern der an die Wasserge-
nossenschaft. angeschlossenen LiegenschafEen bzw. Anlagen ausgeübt, rvobei
jedem Anschluß für den eine Anschlußgebühr (nach Gebührenordnung) be-
zahlL wurde, mindestens eine Stimme zusteht. Die Ausübung des SEimm-
rechtes bei mehreren Eigentümern einer Liegenschaft ist zwischen den
Miteigentümern der l,iegenschaft zu k1ären.

fst der den einzelnen Liegenschaften und Anlagen'zukommende Vorteil (ab-
gewendete Nachteil) erheblich verschieden, so können sie in Klassen mit,
abgestufter Beitragsleistung und Stimmenbewertung eingeteilt werden.

Der Stinunwert des einzelnen Miegliedes richtet sich grundsätzlich nach
dem Wasserverbrauch, und zwar für jede angqfangenen 200 m3/.Iahr eine
Stimme
Für' die Stimmwertberechnung wird der ,Jahresverbrauch aus dem letzten
Jahr zugrunde gelegt.
Vor Beginn des !{asserverbrauches und solange keine Wasserrnesser einge-
bäut. oder diese unlcrauchbar sind, wird der theoretische Wasserverbrauch
nach der WasserbedarfsLabelle berechnet..

Die. Genossenschaftsversammlung ist durch den Obmann (Geschäfcsführer)
mindestens einmal jährIi-ch, und zwar zwr Beschlußfassung über den
,Jahresvoranschlag und den,Jahresreclrnungsabschluß einzuberufen.

4) Darüber hinaus.kann die Genossenschaftsversamrnlung jederzeit einberufen
werden, wenn wichtige Gründe hiefür vorliegen, die wasserrechLsbehörde
es anordnet oder ein Drittel a1ler Stj.mmberechti-gten es verlangt.

2j

1)

2)

3)
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A1le MiUglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung.rechtzeit.ig und
schriftlich einzuladen- Die Wasserrechtsbehörde. kann einen vbrtreter
entsenden
Die Wasserrechtsbehörde ist zumindest rron jenen Genossenschaftsversamm-
lungen zu verständigen, anläßlich derer Wassergenossenschaftsorgane neu
gewählt werden sollten und Satzungsänderungen oder die Auflösung einer -

cenosFenschaft beschlossen werden solf .

Zur Vorbereitung won Beschlüssgn können der GenosseDschaftssversammlung
Fachl-eute mit beratenderl Stimme beigezogen werden-

:

Die Mitglieder können sich in der Genossenschaftsversammlung durch eine
won ihnen. schriftlich bevollmächtigEe Person vertreten lassen.

Zu einem gülbigen Beschluß, ausgenoamen Beschlüsse gdmäß qkt. 8, ist er-
forderlich; daC in der Genossenschaftsversammlung mehr als die Hälfte
der .abgegebenen Stimmen <lem VorSch]ag zustimmt, iro Falle eiaes
Umlaufbeschlusses (schriftlich) die einfache Mehrheit aller SLimmen-
Der Obmann (bzw. Geschäftsführer) seimmt mit. Bbi stimmengleichheit gilt
jener Vorschlag 'als zum : Beschluß erhoi:en, dem der Obmann (bzw. Ge-
schäftsführer) zustimmt -

;

Beschlüsse über die Ändening der Satzungen, des Maßstabes für die Auf-
tcilung der Kosten und AufJ-ösung der Genossenschaft bedürfen wenigstens
der Zweidrittelmehrheil der Stimmen, der bei einer hiefür einlcerufenen
Genossenschaftsversammlung änwesenden l''!-i tgligder; im Fa1le eines
Umlaufbeschlusses (schriftlich) der ZweidritLelmehrheit der Stimmen
aIler MiCglieder- Die Beschlüsse. werden erst nach Genehmig'ung durch die
Wasserrechtsbehör:de wirksam.

9) Das, Stimmrecht wird durch Erheben der Hand, Zuruf oder wenn ales aie ge-

. riossenschaftsversammlung beschliept micter.s stimmzettdl ausgeübt.' Im
leLzten Falle erhäIt jedes teilnehmende cCer vertretene Mitglied einen
Stimmzettel, auf deä der Name .des Mitglied=s und die Anzahl der vQn

' diesern vertretenen Stimmen wermerkt sind-

fO) Über die Tagnrng der Genossenschaftsversarnmlung ist eine Niederschrift
aufzunehmen,. dle vom'Obmann (bzw. Geechäftsführer) und vom Scbriftfüh-
rer zu zeichnen isE- Hierin. sind sämLliche AnEräge, Beschlüsbe und son-

. .stiqe Ergebnisse der.Tagung'aufzunehmen- ,Der Niederschri.ft isE ein Ver-
zeicfrnis der anwesenden und wercretenen Mitglieder anzuschließen.

11): Di.e näheren Bestimmungen über die Arbeitsweise. dbr GenogsenschaftsrreF-: 
r;**r".n *u"""" in einär geschäftsordnung get.roffen werderr. 

.

s11
9{irkulgskrei s der Genos sen g cha f ! sversaam3'ung

Der cenossenschaftsversammlung (das ist die Versammtung- sämtlicher .Mit-
glieder) ist vorbehalten:

5)

7l

8)
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1) der Beschluß der Satzungen uncl ihrer Änderung, sowie die Festlegung uad
Änderung des Maßstabes für die Aufteilung der KosEen,

2) die Wahl des Ausschusses (bzw- Geschäftsführers u. SfellverEreters gemäß

s 9),

3) die giahL der Rechnungsprüfer,

4\ die Genehmignrng des Geschäftsberichtes des Ausschusses (bzw. Geschäfts=
führers) und des Berichtes der Rechnungsprüfer,

5) der Beschluß des Voranschldg€s: und die Genehmigung des Rech4ungsarb-
' schlusses,

5) die Erteilung allfä11iger nätrerer Weisungen an den Ausschuß (bzw. Ge-
schäftsführer) über die Beltandlung der ihm nach den. Sat.zungien zugewie-
senen Angelegenheiten,

7\ die Fest,setzurrg,' d*r Entlohnung der Funktionäre sowie des Ersatzes für' einzelne Mitgliedern anläßlich der Bildung der Genossenschaft eEr,üa er-
wachsene Kosten,

B) d.er Beschluß über die Auflösung der Genossenschaft, die Regelung ihrer
verbindlichkeicen, die Liguidierung'ihres Vermögens und über die aus
diesem Anlasse zu Ereffenden Maßnahmen,

9) die Genossenschafiswersammlung kann die nähere Ausführung der Beschlüsse
- allgemein oder im einzelnen Fa1l dem Ausschuß (bzw - -Geschäftsführer)
übertragen,

10) die Erlassung einer Geschäftsordnung (siehe S l-0 Abs- 11) -

Bei einer l,lassergenossenschaft mit unt.er 20 Mi.tgliedern mit einem . Ge-
schäftsführer (siehe S 9) werden die Punkte 13 - 18 des Wirkungskreises des
Ausschusses (gemäß S 14) von der Genossenschaftsversammlung watrrgenommen- -

s12
Wahl des Ausschusses

(bzw. Geschäftsführers gamäß S 9)

1) Die Genossehschaftsversammlung vrählt aus ihrer Mltrte durch einfache
Mehrheit aller abgegebenen Stimmen einen Ausschuß von 5 I'{icgliedern
(bzw. einen ceschäftsführer u. Scellvertreter gemäß S 9) für die Dauer
von 5 Jahren

Ferner werden 2 Ersatzmitglieder gewäh1t, die in der'vom Ausschuß be-
stimmten Reihenfolge einzutreten haben, wenn aus.irgend einem Grund ein



s)

5)

7)
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.Mitglied des,Aüsschusses vor Ablauf der Funktionsper5-ode aus seinem Amt

trr-tt.

2) Ergibt sictr bei den V,Iahlen nicht die erforderliche Mehrheit, so ent-
scheidet. eine engere VtatrL zwischen jenen belden Mitgliedern. die die
meisten SE,immen erhalten häben,'und bej- SCimmengleichheit das Los.

3) Einer Minderheit yon wenigstens 20 ? aller..Stimmen der Genossenschaft
ist auf ihr Verlangen eine rierhältnismäßige Vertretur.r€' im Ausschuß ein-
zuräumen.

4) In de{.r Ausschuß können nur eigenberechtigte Genossenschaftsmitglieder
gewählt. werden, die im Besit.z der bürgerlichen Rechte sind.

Jedes nach Abs- 4 geeigrrete Genossenschafcsülitgfied ist zur-Annahme der
Itahl in den Ausschuß,(bzw- als Geschäflsführer und SEel]vertreter) und
zur Erfüllung der damit verbuodenen Obtiegenheiten we.rpflichtet, soferne
nicht persöniiche Gründe glaubhaft gemacht werden können, die einer ^qus-
übung der TäEigkeit hind"ifi.n sind.

Der Ausschuß hat.aus seiner Mitte durch einfactre, nach Köpfen zu berech-
nende Stimmenmehrheit den Obmann und dessen Stellvertreter, den Kassier
und all-enfalls einen Schriftführer zu wäh1en-

',.I:

Die Namen der Gewählten und der'für'.d,ie Genossenschaft Zeichnungsbereöh-
tigten sind der Wasserrechrsbehörde und dem Oö WASSER Genosbenschafts-
verband bekanntzugepen (S 15 ziff. 4). ' :

s13
Eiröerufirng gnd' Besihlußfähigkeit des Ausschusses

1) Der Ausschuß ist nach Bedarf.oder wenn mindestens 4 AusschußmiUglieder
' es vörlangen,-.-wom Obmann einzuberufen. - 

'

2) Der Aussclrrrß ist bei Aqwesenheit von.S'Mitgliedern beschlußfähig.'Er
enLscheidet mj-t einfacher, nach l(öpfen zu berec:hnender St.iJnmenmehrheit.
Der Obmann stimmt mit. Bei Stimmenlleicheit gilt jener Vorschlag als zum

,Beschluß erhoben, dem der Obmann zustimmt -:

3) Die .Anträge und Beschlüsse sind mit Angabe des SLimmenverbältnisses in
wollern WorL],alrt. in der::über die Sif zung des Ausschusses aufzunehmende
Niederschrifts f esEzuhalten :.

4) Nähere , Bestimmungen über. die Arbeitswej.se des Ausschusses können in
'einer. GeschäfLsotät.r",q Eetroffen werden'
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s14
Wirkungskreis des Ausschusses

(bzw. Geschäftsführers gemäß S 9)

In den Wirkungskreis des Ausschusses fa1len a1le nicht ausdrücklich der Ge-
nossenschaftsveisammlung vorbehaltenen Arrgelegenheiten;' dem Ausschuß ob-
liegt insbesondere:

1) der Vol]zug der Beschlüsse der Genossenschaftsversämrnlung,

2) aIle zur Ausführung der genossenschaftlichen Anlagen und Arbeicen ,.u
treffenden Anordnungen, wie Beschaffung eines geeigneten Entwurfes,
Erwirkung der wasserrechtlichen Bevrillignrng, Beschaffung des

. Baukapitals,' Offertausschreibung, vergqbe der Arbej.ten an die Unterneh-
mer. Beschaffung der Baustoffe und A-rbeicskräfte bei Ausführung in Ei-
genregie,

3) die Bestellung eines Wasserw tes,

4) die Beaufsichtigung der Genossensctraftsarbeiten, der fertiggestellten
Anlagen und lhrer Instandhaltung'sowie die Leitung des Betriebes,

5) die Verwaltung der- dem Genossenschaf --sz':*'eck dienenen Liegenschaf ten . uni
Anlagen,

6) die Wahl des Obmannes und seines S-Leflvertreters, des Kassiers uncr
allenfalls eines Schriftführers,

7) die Vorbereitung von Anträgen und Ausarbeitung von Berichten an die Ge-'nossensctraftsversammlung,. sowie Fest.setzung der Tagesordnung für die Ge-
nos s enschaf tswersammlung,

S) der Auftrag an den Obmann zur Eiirberufung der Genossenschaftsversanun-
. lung,

9) die Verfassung des Voranschlages .und Rechnungsabschlusses,

-' 10) die Vorschreibung und Einhebung bzw. Eintreibung der fälligen BeiEräge,
einschließlich der Ausstellung' von Rückstandsausweisen, samt vol1-
streckbarkeitsbestätigung (S 21),

11) di-e Kassen- urrd Rechnungsführung sowie Tätignrng des Zahlungsvol-1zuges,

r2) di-e Erlassung einer Geschäftsordnung (siehe S 13 (4) ) .
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Werden die Angelegenheitsen Punkte L - L2 nicht von einem Aussclruß, sondern
aufgrnrna der Größe der Wassergenossenschaft mit unter 20 Micgliedern-. von
einem Geschäftsführer allein wahrg'enommen. dann obliegen die Punkte 13 - 18

dem Wirkungskreis der Genossenschaftsversammlung und gehören zu 5 11.

r3) die Genehmigung Bauentrrurfes und serner Änderungen,des

14) der Beschluß über die ArE
.' durch ein Bauunternehmen,

der Bauausführung, ob i.n Eigenregie oder

f5) der Beschluß über die Aufteilung der Herstel:Lungs-, Erhaltungs- und
Betriebskosten sowie über deren Änderun9, ?uctr im Hinblick auf eine ab-
gestuft.e eeitragsieistung und Stimmenbewercung fa11s die zukommenden
Vorteile bzvt. abgewendeten Nachteile erheblich werschieden sind (siehe
auch S Z0), einschließlich der Beschlußfassung ütjer eine Gebührenorci-
'nung,

16) der eesciiluß über die nachträgliehe Aufnahme won Milgliedern;. über das.
Ausscheiden von Mitgliedern, über die aus diesen Anlässen w'on den be-
treffenden Mitgliedern oder von der Genosseaschaft zu erbrlngenden Lei-
seung'en; gegiebenenfalls Beschluß über die in sQlchen 'Fällen an die !'ias.-
serrechtsü"ftOtaa zu stellenden Anträge,

17) die Darlehensaufnahme,.

18) die FesClegung der Grundsätze für die i'Iassa-ranschlußregelungen ein-
schließlich der Beschlußfassungi über eine Wasserleitungsordnung-

s15
wirl:ungskrei-s des obmaanes

(bzw. Gesihäf.tsführers geuäß S 9)

Dem Obmann oder bei dessen zeitweiser Verhinderung seinem'steLlvertreter

1) die Veriretung,der Genossenschaft nach außen,

2) die Einberufung der Genossenschaftswersarnrnlung und des Ausschusses,

3) die- Führung des Vorsitzes-in der Genosseaschaftsversammlung sowie bei
allen Ausschußs itzungen,

a) die Zeichnung für die, Genossenschaft, Urkunden jedoch, durch die recht-
liche Verpflichtungen der Genossenschaften begründet werden, sind vom
Obmann oder dessen Stellvertreter und einem Ausschußrhitglled'{bzw.. vom
Gesc.häftsführer und einem weiteren Genossenschaftsmitglied) zu ,zeichnen,
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5) die Evidenthartung des ver:zeichnisses der Genossenschaftsmit.glieder un6der dem GenossenschafEszwecke d,ienenden GrundsEüeke, Anragen" ""J--ti"-richtungen (Führung des Vermögensverzeictrnisses) , -

6) die__Befugnis, ansEelle der Kollegialorgiane dringriche Anordnung.en zutreffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorg"en- Hievon hat er dem'jeweils zuständigen organ in der.nächsEen sitzung zu berichten.

s15
Obmann - Stellvertre ter

zw. Geschäftsführer-Stellwe:ctr. g.em. S 9)

'Der obmann-st.ellvertreter hat den obmann dann zu vertreten, wenn dieserwerhindert ist, seinen verpflichtungen nachzukommen, und d.r,r' .ro* obmannausdrücklich bevollmächtigL wird. Ist. der cbmann auch dazu außersta"ou, .ohat der olrmann-St.elhrertreter bei Gefahr im verzug,urräufschiebbare Maßnah-
men aus eigenem zu treffen. Die vertretung gilt bei vorübergehender verhin-derung für die Dauer der verhinderung, bei dauernder verhinderung bis zurallfä1liqen NachwahL des neuen obmannes für d.ie restliche Funkt.ionsperiode.

s17
Wahl der Rechnungsprüfer

Die Genossenschaftsversammlung wähIc für die Dauer von 5 Jahren 2 Rech.nungsprüfer, die dem Ausschuß nj.cht angehör:en dürfen, *il "irr."n"tSt,immenmehrheiL aller abgegebenen Stimmen-

r.)

2)

3)

ErgibE sich bei der WahI nicht
det eine engere Wahl zwischen
Stimmen erhalten haben und bei

Zu den R.echnungsprüfern können
glieder gewählt werden, die im

die erforc.erliche Mehrheit, so entschei-
jenen beioen MiEgliedern, die die meiscen
Stimmenglelchheit das Los.

nur eigehberechtigte Genossenschaftsmit-
Besitz der bürgerlichen Rechte sind-

4'l Jedes nach Äbs. 3 geeignete Genossenschaftsmitglied ist zur Annahme der
Wahl und zur Erfüllung der damit verbundenen Obfiegenheiten verpflich-
tet, soferne nicht persönliche Gründe glaubhaft glmacht werd.en iO"""",ciie einer Ausübung der Tätigkeit hinaerlich sind-

sL8. , Wirkung:skreis der Rech'rungsprüfer

Den Rechnungsprüfern obliegt:



Kassengebarung und

1,2 -

des Vermögerisverzeichnisses.1) die Prüfung der

2) die Prüfung des .Jahresrechnungs abschlusses,

3) die Verfasstrng der Berichte über die Prüfungsbrgebnisse und deren vör-
lage an die Genossenschaftsversaftmlung.

a) die Ste1lung de:r entsprechenden Anträge aufgrund d.es Prüfungsberichtes

s19''

1) Der Entwurf des ,fahresvoranschla$es für das nächste verwaltungsjahr ist
der Genossenschaftsversammlung zur Beschlußfassung vorzulegen- Tm Ent-
wurf sind sämfLiche im Laufe des kommenden VerwalEungsjahres zi erwar-
tenden Einnahmen und Ausgaben aufzunehmen

2)'Die Einnahmen sind unter Berücksichtigung ihrer i.n den letzt.en 2wei
' Jahren und im faufenden Verlualtungsjahr aufgetreLenen Bntwicklung einzu-

schätzen-

3) Die Ausgaben dürfei-r.nur mit dem sachlich begründeten, unabweislichen
Jahreserfordernis, ver:anschlagt werden. Zahlungen, die aufgrund gesetz-

.'licher Verpflichtungen zu leisten sino, müssen .ungekürzt werarischlägt
wez-den

4) Die Ausgaben sind mir*. den Einnahmen auszugleichen, r,robei jedoch auf die
Bildung entsprechender Rücklagen Bedacht zü nehmen ist. überschreiten'
die veranschlagten .Ausgaben die veranschlagiten Einnahmen, so .sind
gleichzelt.ig die zur Herstellung .des Ausgleiches erforderlichen Vor-
schläge zu erstatten bzw. die entsprechenden Ant.räge an d.ie Genossen-
schaftsversammlung zu stellen

5) Der. Jahresrectrnungsabschluß hat die. gresamte Gebarung der GeoossenschafE,
gecrennt nach Einnahmen und Ausgaben zu ent,halten. Der vom,Ausschuß als
Rechnungsleger unterfertigt.e itahiesrechnungsabschluß ist den Rechnungs-
prüfern zeitgerecht z,rt Prüfung und Erstel-Iung des Prüfungsberichtes zu-
zuleiten. 

l

6) Kann die Genossenschaftsversammlung den Jahresrechnungsabschluß in der
worgelegten Fassung nichf genehmigen, so haE sie dies und die Gründe
hiefür durch Beschluß festzusEellen und gleichzei-tig die notwendigeri An-
ordnungen zur Behebung der Anstände zu beschließen-



7, Nach Betrebung der J\nstände
naeh neuerlicher Einholung
allen Belegen wiederum der
Beschlußfassung vorzulegen -

-13-

hat der Ausschuß den,Jahresrechnungsabschtuß
des Prüfungsberichtes der Rechnungsprüfer mie
. Genossenschaftsversanmlung zur neuerlichen

s20
Maßst,ab für die Aufteiluag der Kosten

1) Für Beitritte zur WG-.kann eine.Anschlußgebühr und eine einmalige won
dqr WG. festgeseEzte Beitrittsgebühr eingehoben werden.

2\ Die Anschlußgebühr hal der Eigentümer pro Änschluß zu. entrichten- Die
Anschlußgebühr besteht aus.-einer Mindqstanschlußgebühr und aus einer Ge-
bühr nach der Größe der Verrechnungsfläche in m2- Bei nachträglicher
Erweiterung der Bemessungsgrundlage kann eine ergänzende anschlußgetrühr

. eingehoben werden.

Die nähereo.BesLimmungen sind in einem Beschluß bzw.
ordnung zu regeln.

in ei-ner Gebühren-

3)

4)

Sind für einen Ansch.luß wesentliche Vorleistungen du1.eh die vtG. zu er-
bringen, so ist die WG. berechtigt zusätzlich zur Anschlußgebühr einen
Baukostenbeitrag einzuheben.

Für. ,den hlasserbezug aus der genossenschaftlichen Arilage werden die titas-
serbezugisgebühren unter Einschluß einer Bereitstellungsgebühr über 9e-
eichLe wasserzähler in einem Beschluß bzw. in ei.ner Gebührenordnung
festgelegt -

s21
. Ausführubg des Unternehneas, Kostenaufteilutg,

Einhebung der Beiträge

1) Mitr den Ausführungsarbeiten darf ersE begonnen werd.en, wenn 
'die 

$t.r.
Bewilt5.gung erteilt, für das Bauvorhaben die Kostendeckung sicherge-
stellt und die.Aufteifung' der Kosten auf die einzelnen Mitglieder fest-
gelegt ist.

2) -soweit die Kosten, die der Genossenschaft aus der Erfüllungi ihrer Auf-
gaben erwachsen, nicht ander+reitig gedeckt werden können, sind sie von
den Genossenschaftsmitglied.ern entsprechend dem Maf<stabe für die Auftei-
lung der Kosten zu trag'en. . Die .auf die einzelnen Mitglieder
entfallenden KosEenlreiträge sind vorn Ausschuß (bzw. Geschäftsführer) zw
berechnen und den Mit.gliedern schriftlich zur Zahl-ung worzuschreiben.



3)
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Die in GeId zu leistenden Beiträge'sind.innerhalb von 30 Tagen nach Emp-
fang der Vorschreibung einzuzahlen. Rückständige Beiträge inklusive Ver-
zugszinsen werden, *.ntt Oi. Einmahnung durch den Obmann (bzw- GeschäfEs-
führer') erfolglos geblieben ist, auf Ansuchen der Genossenschaft nach
den Bestimmungen des Verwaltsungsvo,llslreckungsgesetzes eingetrieben.
nachdem der Rückstandsausweis nach Beschluß des Ausschusses (bzw. Ge-
schäftsführers) vom Obmann.(bzw. Gesehäftsführer) mit der Bescätigung
wersehen wurde, Aäg er einem die vollstreckbarke'it hemmenden Rechtszug
nicht unterliegt (Für Ansprüche der Wassergienossenscheft auf rückstän-
dige Leistungen gelten die vorschriften. des ABGB (S 1480) über verjäh-
rung nicht - S 84 wRGi -

Die Beiträge können über besonderen Beschluß von den Genossenschaftsmit-
gliedern auch.in Form von Naturalleistungen (Hand' und Zugdienste,' Bei-
stellung von Baustoffen oder ArbeiEsverpflegung u.dg1-) geleistet wer-
den, sofern dies ohne Beeinträchtigiung der sachllch entsprechenden und
zeitgerechten Ausführung der Arbeit rnöglich ist. Diese fnteressent.enlei-
stunglen sind entweder nach den Einheitspreisen des Voranschlages abzüg-
lich des Unternehmergewinnes und der besonderen Unternehmerabgaben 'oder
entsprechend den. von der Landwirtschaftskammer für OÖ- .erlassenen Richt-
linien für d.ie Bewertung'von Robotleistungen zu bewerEen-

5) Di-e. .Naturalleistungen sind in der wom Ausschuß (bzw- Geschäftsführer)
zu bestimmenden F;ist zu erbringe!. . Im ?{eig-erungsfa1le oder bei.

. Versäumung der ErfüI.lungsfrist ist ein angemessener Ersatzbeitrag in
GeId vor-zuschreiben und.vrie. die sonstigen Geldleistungen einzutreiben-

6) Über a1le Leistungen der Mitglieder,hat der Aus'schuß {bzw- Gsschäfts-
füh:-er) - bei Naturallej,stungen im Einvernehmen mic der Bauleitung - ge-
naue Aufzeichnungen zu führen.

7) Wqr' in die Genossenschaft einbezogene Liegenschaften oder' AnJ-agen

erwirbt, wird 'Mitglied der GenossenschafL und ist zu den aus diesem Ver-
hälLnis. entspringenden teistungen verpflichtet, Die VerpflichLung jst-
eine Grundlast. und hat bis zum Betrage dreijähriger Rückstände den Vor-
rang. vor anderen dinglichein Lasten unmittelbar nach den von d:r L]:S:n-
schaft oder Anlage zu entrichtenden Steuern und sonstigen öffentliehen

. Abgaben. Die Verpflichtung.zur weiteren Beitragsleistuäg erlischc erst
mii der oranunäsgemäßen Ausscheidung der belasteten lriegenschaft oder
Anlage aus der Cänä==enschafL oder mit deren Auflösung- Die ausgeschie-
Aenei Liegrenschaften ünd anlagen haften für die vor ihrer Ausscheidrrngi
fä11ig gewordenen Beiträge.

s22
Betrl-eb und rnstandhaltung der Anlage

1) Die genossenschaftlichen Anlagen sind:.dem 'satzungsgemäßenr Zwecke ent-
spreche.nd' j-n Betrieb zu nehmen und ordnungsgemäß instandzuhal-ten- Die
Bestimmungen über die Beitragspfl"icht der Genossenschaftsmitglieder zu

. den Kosten der Errichgung der genossenschaftlichen Anlagen getrten sinn-
.gemäIi auch für deren Becriebs- und Instandhaltungskosten

4l



1)
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2) Soferne siclr die Gemeinde, als für das Feuerlösctrwesen zust,ändige Behör-
sser genossenschäftricher

. Anlageteile (Hydrant.en etc.) bed.ient, ist eine gesonderE.e Vereinbarungr
zu schließen-

s23
Schlicbtuag von Sbreitigkeiten

Über SEreitigkeiten die zwischen den Mitgtiedern untereinander oder
zwischen diesen und der Genossenschaft aus dem Genossenschafts'rrethäItnis
entstehen, entscheidet ein Schiedsgericht. Gegen Entscheidungen und
Verfügungen (Besch]üsse) der Genossenschaftsorgane einschließlichvon
Wahlen können die betroffenen Genossenschaftsmitsglieder oder die Genos-
senschaft durch den Ausschuß (bzw. Geschäftsführer) binnen Monatsfrist
schriftlich beirn Obmann (bzw. Geschäftbführer) die Einberufung eines
Schiedsgericht.es zur Entscheidung über die StreiLigkeit. verlangen. In
dieses Schiedsgericht wäh1t jeder Sfreitteil einen Vertrauensmann- .Ein
rron der Genossenschaft zu datsendender Verirauensmann wird vom Ausschuß
(bzw- Geschäftsführer) gewäh1t. Dle beiden Vertrauensmänner bestimmen
einerr- Dritten als Obmann.. Die Mitglieder des Schiedsgerichtes'müssen der
Wassergenossenschafc nicht angehören. Das Schiedsgericht hat eine g{rt-
liche Regelung anzustreben und falls dies nicht gelingt, einen Schieds-
spruch schriftlich zu fä1len. Die Entscheidung des Schiedsgerichtes er-
folgt mit einfacher Stimmenmehrheit-

Das Schi-edsgericht ist binnen Monatsfrist namhaft zu machen und dieses
hat dann innerhalb von 6 Monaten eine Entscheidung zu treffen.
So11te eine di'eser Fristen überschriLcen werden, so Iiegt ein erfolg-
foser Schtichtungsversuch vor.'

Wenn sich ein Strej-cteil dem Ausspruch des Söhiedsgerichtes nicht unter-
wirft oder bei erfolglosem Schlichtungsversuch, steht es jedem der
Sereitteile frei, die Angetegenheit der Wasserrechtsbehörde z\tr Ent-
scheidung vorzulegen

s24
Aufsisbb über die Genossensctraft,

lraßnEhnei gegei säumige i;enossenscbaflen (S 85 (1) - (4)Y{RG 1959)

i

Die Aufsicht über die Genossenschaft, obliöge der Wasserrechtsbehörde,
die aueh über alle aus. dem Genossenschaftsverhältnls und den Verpflich-
tungen der Genossenschafg. enLspringenden streitfä]le -zu entscheiden hatr,
soweit d.iese nicht durch das Schiedsgericht beigelegt werden.

Eine Genossenschaft, die ihre Aufgaben, insbesondere die ordnungsgemäße
Instandhaltung ihrer Anlagen wernach.lässi.gt, kann verhalEen werden, in-
nerhalb airgemessener Frist daS Erforderliche zu veranlassen. Kornmt die
tenossenschaft diesen Auftrage nicht nach, so kann die l{asserrechLsbe-

2)

3)

1)

2l
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hörde nach vorheriger Androhung das Erforderliche auf Gefalrr und Kosterr
der' säumigen Genossensctlaft bevrerkstelligen.

3) Unterläßt es die Genossenschaft, für die Äufbringnrng der zur Erfülluog
ihrer verbindlichkeiten gegen DriLLe oder der zur Erfü11ung ihres saE-

. zungsgemäßen Zweckes notwendigen Mittel rechEzeitig vorzusorgeq, so kann
die l,eistung der erforderlichen Beiträge von der Wasserrechtsbehörd.e mit
Bescheid auigetragen werden. -

Wenn und solange Maßnahmen nach den Abs- 2 und 3 nicht ausreichen, Llm

die satzungsgemäße fäEigkeit der Genoss,enschaft zu gewährleiscen, kann,
die Wasserrechtsbehörde durch Bescheid einen geeigneten Sachwalter bei.
stellen und ihn mlt äinzelnen oder aIlen Befugnissen des Ausschusses und
Obmannes auf Kosten der Genossensäir.ft betrauen.

Die Wasserrecht.sbehörde ist berechtigt, won der Genossenschaft Aufklä-
rung über ihre .Geschäftsführung zu verlangen. in die Aufzeichnungen der
Genossenschaft Einsicht zu nehmen, die Kassengebarung und den Kassen-
sLand der' Genossenschaft jeder:zeit zu überprüfen-

Auf Vertangen de:: Wasserfechtsbehörde ist jederzeit die Genossenschafts-
versammlunQ zur Verhandlu+g der von der Behörde bezeichneten Gegenstände
einzuberufen.

s t5
Auflösung der Genossenschaft

: (S 83 (1) -.(s) wRG- l-9.s9)

:

1) Die Auflösung der .Genossenschaft ist von der Wasserrechtsbehörde nach
Sictrerstrellung.der verbj-ndlichkeiten gegenüber Drj-tEen, auszusprechen.,
wenn -. .

a) die Genossenschafisversamnlung mit einer Mehrhe,it, won zwei orittel
derStimmenderordnungsgemäßge1adenenAnvresenden(bzw.:
2/3 al1er SLimmen bei umlaufbeschluß)

- did Auflösung beschließ!, oder
b) der: Weiterbestand der GenossenschafL im Einblick auf die

gegebenen VerhäItni3se keine besondgren vorteile mehr erwarten 1äßt:

Die beabsichtigrte Auflösung isc der Wasserrecht.sbehörde anzuzeig'en, da-
mit diese die Interessen der Genossenschaftsgläubiger und dle der Genos-
senschaft, oblieg'enden wasserrechtlichen Verpflichtungen enEsprechend
wahrnimintunddieerforder]-i-ctrenMaßnahmenvorschreibt:

Für eine aufgrelöste Genossenschaft, die im Zeitpunkt der Auflösung ver-
mögen besaß, hat. die lVasserrechtsbehörde einen Liquidator zu besLellen,
soweit nicht die Genossenschaft selbsc für den FaIl ihier Auflösung ent-
sprechende Vorsorge getroffen hat. Der Liquidabor hat das Genossen-
schaftswermögen zu.werwalten ui.id zu verwerten. Hiebei stehen i-hm a1le

'4)

cl

5)

2)

3)



4)
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nach den Satzungen den Genossenschaftsorganen zukommenden Rechte zu. Er
ist an die T,Ieisungen der wasserrecht,sbehörde gebunden. Das: Genossen-
schafLsvermögen .ist? soweit dies möglich und erlaubt ists, dem satzungs-
gemäßen Genossenschaftszweck oder verwandten Zwecken zuzuführen. andern-
falls anteilsmäßig auf die Genossenschaftsmitglied.er aufzuteilen. Die
Kosten der Auflösung gehen zu tasten des GenossenschafE,svermögens,
reieht dieses nicht aus, anEeilsmäßig zu IJasten der Genossenschaftsmit.-
91 ieder -

l

Wurde das Genossenschaftsunternehmen aus Mitteln des Bundes oder Land.es
geförderc. so bedarf ein Auflösungsbeschluß nach Abs- 1 lit. a auch. der
Zustimmung der betref fenden Gebietskörperschaft

Rarrm für amtliche .Vermerke !

Amt der o. ö . Landesr,egierung
hla - 700472

vorstehende Neufassung der satzungen vJUrde mit dem Bescheid
.d.*=_!:!ggtnuuptmannes von 0beröstärreich . vom 5.2 . tgg6,
Wa-70O472/Wo/Mk/Ef', gemäß S$ 77 und 99 des lrrasserrechisge-setzes 1959 wasseirechtsbehördlich genehmigt

Für den Landeshauptmann
Im Auftraq:

'i'1 i, i!(Dr. Wol'f sijrube
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